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Die Bürgermeisterin 

 
In Vertretung 

 
 
   (Schröder) 

Technischer Beigeordneter 

Emsdettener Straße 40, 48565 Steinfurt, Telefon (02552) 925-0, Fax (02552) 925-472 

 

Gemarkung Borghorst

Festsetzungen 
 

Gemäß § 9 BauGB i.V.m. der BauNVO 
 

Nachrichtliche Darstellungen 

Änderungsverfahren 
 
 
Dieser Plan ist gemäß § 13a (1) BauGB aufgrund des Ratsbeschlusses vom
28.03.2023 geändert worden. 
 
 Steinfurt, 
 
 
                                                                         
 Bürgermeisterin 
 
Dieser Plan hat laut Ratsbeschluss vom              gemäß § 13a (2) Nr. 1 BauGB 
i.V.m. § 13 BauGB in der Zeit vom             bis            öffentlich ausgelegen. 
 
 Steinfurt,  
 
 
                                                                         
 Techn. Beigeordneter 
 
Dieser Plan mit seinen Festsetzungen nach § 9 BauGB – in Verbindung mit der 
BauNVO und § 89 BauO NRW – ist gemäß § 10 (1) BauGB vom Rat der Kreisstadt 
Steinfurt am             als Satzung beschlossen worden. 
 
 Steinfurt,  
 
 
 
Bürgermeisterin Schriftführerin 
 
Dieser Plan liegt gemäß § 10 (3) BauGB mit zugehöriger Begründung laut 
ortsüblicher Bekanntmachung vom          öffentlich aus. Mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung ist der Plan rechtsverbindlich geworden. 
 
 Steinfurt,  
 
 
                                                                         
 Techn. Beigeordneter 
 
Diesem Änderungsplan lagen die Flurkarten des Katasteramtes Steinfurt zugrunde. 
Es wird bescheinigt, dass die Darstellung des gegenwärtigen Zustandes richtig ist. 
 
 Steinfurt,  
 
 L.S. 
  
 Ö.b.V.I. 

Hinweise 

 
 
1. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, 

d. h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Beschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenk-
mälern ist der Kreisstadt Steinfurt und dem Landschaftsverband Westfalen-
Lippe, Archäologie für Westfalen - Außenstelle Münster - unverzüglich anzuzei-
gen (§§ 16 + 17 Denkmalschutzgesetz NRW). 
Erste Erdbewegungen sind zwei Wochen vor Beginn der LWL-Archäologie für 
Westfalen – Außenstelle Münster, An den Speichern 7, 48157 Münster schriftlich 
mitzuteilen. 
Der LWL-Archäologie für Westfalen – Außenstelle Münster (Tel. 0251/591-8911) 
oder der Stadt als Untere Denkmalbehörde sind Bodendenkmäler (kulturge-
schichtliche Bodenfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der na-
türlichen Bodenbeschaffenheit, Fossilien) unverzüglich zu melden. Ihre Lage im 
Gelände darf nicht verändert werden (§§ 16 und 17 DSchG NRW). 

 Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der 
betroffenen Grundstücke zu gestatten, um gegebenenfalls archäologische 
und / oder paläontologische Untersuchungen durchführen zu können 
(§ 26 (2) DSchG NRW). Die dafür benötigten Flächen sind für die Dauer der Un-
tersuchungen frei zu halten. 

 
2. Gemäß § 44 Landeswassergesetz (LWG) ist Niederschlagswasser von Grund-

stücken, die nach dem 01. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die 
öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, vor Ort zu versickern, zu verrie-
seln oder ortsnah in ein Gewässer einzuleiten. Hierzu gehören auch vorhandene 
Regen- bzw. Mischwasserkanäle. Die dafür erforderlichen Anlagen müssen den 
jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik entsprechen. Das Plangebiet 
wird im Mischsystem entwässert. 

 
3. Das auf den Dachflächen anfallende Regenwasser kann über ein getrenntes Lei-

tungsnetz in auf dem Grundstück zu errichtenden ober- bzw. unterirdischen Be-
cken (Zisternen) geleitet werden. Das Fassungsvermögen sollte mindestens 
50 l / m² bedachte Grundfläche betragen. Die Anlagen sind durch einen Überlauf 
an die vorhandene Mischwasserkanalisation anzuschließen. 

 Die Entnahme von Brauchwasser ist zulässig. 
 Sollte im Plangebiet eine Brauchwassernutzung erfolgen, ist sicherzustellen, 

dass ein Zusammenschluss von Trinkwasser- und Brauchwasserleitungen nicht 
erfolgt (§ 17 Trinkwasser VO und DIN 1988). Die beiden Leitungssysteme sind 
- soweit nicht erdverlegt - farblich unterschiedlich zu kennzeichnen. 

 
4. Auf den direkt an der Eisenbahnlinie Münster-Enschede angrenzenden Grund-

stücken können durch den Eisenbahnbetrieb Erschütterungen auftreten. Die 
Baugenehmigungsbehörde hat bei Errichtung, Änderung oder Nutzungsände-
rung dem Bauherrn im bauaufsichtlichen Verfahren schriftlich zu empfehlen, die-
jenigen Vorkehrungen zu treffen, die spätere Schäden durch Erschütterungen 
verhindern. 

 
5. Erdarbeiten innerhalb der Fläche, die als „Fläche mit erheblichen Belastungen 

durch umweltgefährdende Stoffe“ gekennzeichnet ist, sind vorab der unteren Bo-
denschutzbehörde des Kreises Steinfurt, Tecklenburger Straße 10, 48565 Stein-
furt, durch den verantwortlichen Bauleiter bzw. durch den Bauherren mitzuteilen, 
um ggf. eine ordnungsgemäße und schadlose Entsorgung der verunreinigten 
Bauabfälle sicherzustellen. 

 
6. Innerhalb des Plangebietes muss mit Kampfmittelvorkommen gerechnet werden. 

Bodeneingreifende Bauarbeiten sollten daher mit gebotener Vorsicht erfolgen. 
Sofern der Verdacht auf Kampfmittel aufkommt, ist die Arbeit sofort einzustellen 
und die allgemeine Ordnungsbehörde der Stadt Steinfurt sowie der staatliche 
Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe (KBD WL) (Einsatzleitung bei 
der Bezirksregierung Arnsberg in Hagen innerhalb der Dienststunden, Tel.: 
02331 / 6927-3880 bis -3885 oder außerhalb der Dienststunden der Führungs-
und Lagedienst in Arnsberg, Tel.: 02931 / 82-2281) zu verständigen. 

 
7. Zum Schutz der europäischen Brutvogelarten sind jegliche Gehölzarbeiten und 

die Baufeldfreimachung gem. § 44 (1) BNatSchG nur außerhalb der Brutzeit, 
also vom 01.10. bis 28. / 29.02., zulässig. 
Diese Bauzeitbeschränkung kann durch die vorherige Fachbegutachtung maxi-
mal 10 Tage vor Baubeginn aufgehoben werden, wenn fachgutachterlich nach-
gewiesen wird, dass keine europäischen Brutvogelarten betroffen sind. Der 
Nachweis ist dazu vor Baubeginn der unteren Naturschutzbehörde vorzulegen. 

 
8. § 44 BNatSchG (artenschutzrechtliche Verbotstatbestände) gilt unabhängig von 

Bebauungsplänen und Baugenehmigungen. Auch gelten die Vorgaben des Ar-
tenschutzes (insbesondere § 44 BNatSchG) im Geltungsbereich von bereits 
rechtskräftigen Bebauungsplänen. Es ist sicherzustellen, dass es zu keinen Ver-
botstatbeständen nach § 44 BNatSchG kommt. Ggf. ist die Untere Naturschutz-
behörde (uNB) einzubinden. 

 
9. Die Starkregenhinweiskarte für Nordrhein-Westfalen zeigt für den Planbereich 

punktuell an wenigen Stellen an der Südseite des Gebäudes Überflutungen von 
bis zu 0,5 m auf. Die Gebäude im Plangebiet dürfen einen ebenerdigen Zugang 
haben bzw. eine Sockelhöhe von max. 0,15 m, sodass den Überflutungen auf 
andere Art und Weise vorgebeugt werden muss. 

 
10. Eine Warenanlieferung ist im gesamten Plangebiet innerhalb der Nachtzeit zwi-

schen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr unzulässig. 
 
11. Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Er-

lasse und DIN-Vorschriften) können im Rathaus der Kreisstadt Steinfurt, Emsdet-
tener Straße 40, 48565 Steinfurt, beim Fachdienst Stadtplanung und Bauordnung 
während der Dienstzeiten eingesehen werden. 

 
12. Anlage und Bestandteil des Bebauungsplanes und der Begründung ist die Be-

wertung der städtebaulichen und landesplanerischen Einordnung der geplanten 
Erweiterung des Lebensmitteldiscounters Aldi im BWS-Center in Steinfurt-
Borghorst vom Büro Junker + Kruse aus Dortmund vom Mai 2023. 

 

Textliche Festsetzungen 

 
Art der baulichen Nutzung 
 
1. Im festgesetzten Kerngebiet (MK) sind Vergnügungsstätten gem. § 7 (2) Nr. 2 

BauNVO, Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen 
gem. § 7 (2) Nr. 5 BauNVO sowie Tankstellen gem. § 7 (3) Nr. 1 BauNVO unzu-
lässig. 
Wohnungen gem. § 7 (2) Nr. 7 BauNVO sind in den Obergeschossen zulässig. 
Einzelhandelsnutzung als Verkaufsfläche ist nur im Erdgeschoss zulässig. 

 
2. Im Plangebiet sind gemäß § 1 (5) i.V.m. (9) BauNVO Sex-Shops und Vorführ-

räume, deren Zweck auf Darstellungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, 
sowie Bordelle und bordellähnliche Betriebe ausgeschlossen. 
 

Bauweise 
 
3. Im MK-Gebiet wird gem. § 22 (4) BauNVO eine von § 22 (1) BauNVO abwei-

chende Bauweise festgesetzt. Es sind Gebäudelängen von mehr als 50,00 m
zulässig. Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. 

 
Höhe baulicher Anlagen 
 
4. Im MK-Gebiet darf die Oberkante des Fertigfußbodens im Erdgeschoss maximal 

0,15 m über der fertigen Erschließungsfläche liegen. 
 

5. Die Gebäude- bzw. Firsthöhe (Höhe zwischen Oberkante Rohfußboden des Erd-
geschosses und der oberen Dachkante) darf gemäß § 18 BauNVO max. 8,50 m 
betragen. 

 
Dachform und -neigung 
 
6. Zulässig sind Flachdächer und flach geneigte Dächer (auch als Pultdächer) mit 

einer Dachneigung von max. 15°. 
 
Stellplätze und Nebenanlagen 
 
7. Es sind nur offene Stellplätze zulässig. Offene Stellplätze sind auch außerhalb 

der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 

8. Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche, nicht jedoch zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der vorde-
ren Baugrenze, in einer Größe von max. 10 m² unter Berücksichtigung der bau-
ordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflächen zulässig. Die Nebenanlagen 
mit einer maximalen Traufhöhe von 2,50 m und einer maximalen Firsthöhe von 
3,00 m zu errichten. Unterstände für Einkaufswagen sind ausnahmsweise inner-
halb der festgesetzten Stellplatzflächen zulässig. 

9. Die Fahrgassen der Stellplatzanlagen sind zu asphaltieren, die Stellplätze sind in 
ungefasster Pflasterung (Farbe: Anthrazit) auszuführen. 
 

10. Ladezonen sind nach den Vorgaben des „Schalltechnischen Berichts Nr. 
LL2248.1/06“ des Ingenieurbüros Zech, Lingen, vom 23.03.2006 Kapitel 8.1, 
Seite 35, auszuführen. Abweichende Ausführungen sind im nachfolgenden bau-
aufsichtlichen Genehmigungsverfahren mit einem qualifizierten Gutachter abzu-
stimmen. 
 

Einfriedung und Begrünung 
 

11. Abstellflächen für bewegliche Abfallbehälter / Warencontainer sind mit Hecken 
oder Sträuchern so einzugrünen, dass die Standorte der Behälter von der öffent-
lichen Verkehrsfläche nicht eingesehen werden können. 

 
Werbeanlagen 
 
12. Werbeanlagen sind grundsätzlich in Form von Einzelbuchstaben auszuführen. Je 

Nutzer ist nur ein Schriftzug mit einer maximalen Länge von 5,00 m und einer 
maximalen Höhe von 0,65 m zulässig. Bei einer Zweizeiligkeit darf eine Gesamt-
höhe von 1,40 m nicht überschritten werden.  

 
13. Für den Lebensmitteldiscounter ist je ein Piktogramm / Firmenlogo in den maxi-

malen Abmessungen von 1,65 m x 1,25 m (Höhe x Breite) an der nördlichen und 
der östlichen Gebäudefront zulässig. 

 
14. Die Werbeanlagen sind grundsätzlich in einer Höhe von mindestens 3,20 m (Un-

terkante Werbeträger) und höchstens 4,50 m (Oberkante Werbeträger) über der 
Oberkante der fertigen Erschließungsfläche zulässig. Diese Höhenbeschränkung 
gilt für den Hauptnutzer und den Lebensmitteldiscounter nicht. 

 
15. Im festgesetzten MK-Gebiet ist das Aufstellen von maximal 6 Fahnenmasten,

angeordnet in zwei Dreiergruppen, mit einer Höhe von bis zu 7,50 m zulässig.
Die Fahnengröße darf 4,00 m x 1,50 m (Höhe x Breite) nicht überschreiten. Die
Fahnenmasten sind mit Fahnenspannern und innenliegenden Seilzügen auszu-
rüsten. 

 
16. Werbeanlagen dürfen nur in einem Abstand von maximal 0,15 m vor der Fassade 

angebracht sein. Die Anbringung auf Kragdächern ist unzulässig. 
Grundsätzlich dürfen alle Werbeanlagen nicht über den First / die Attika hinaus-
reichen. 
Umlaufende, die Werbeschriften verbindende, farbige und die Fassaden horizon-
tal gliedernde Bänder sind unzulässig. 
Die o. g. Werbeanlagen dürfen nur in horizontaler Anordnung angebracht wer-
den. 
Werbeanlagen mit wechselndem Licht, Lauflichtern oder grellen Signalfarben
sind nicht zulässig. 
Das Anbringen oder Aufstellen von Werbetafeln / Plakattafeln ist unzulässig. 

Sonstige Festsetzungen 
 
17. Antennen und Satteliten-Empfangsanlagen sind je Gebäude nur einmal zulässig 

und so anzubringen, dass sie von der öffentlichen Verkehrsfläche nicht einsehbar 
sind. 
 

18. Innerhalb der Fläche, die als „Fläche mit erheblichen Belastungen durch umwelt-
gefährdende Stoffe“ gekennzeichnet ist, ist eine vollflächige Versiegelung des 
Bodens zu gewährleisten, um zum einen ein Eindringen von Niederschlagswas-
ser und somit ein „Auswaschen“ der Schadstoffe zu verhindern und zum anderen 
den Kontakt des Menschen zum belasteten Erdreich zu unterbinden. Hiervon 
ausgenommen sind die einzelnen Baumstandorte. 

 
19. Die unmittelbar an den Bahnkörper angrenzenden Grundstücke sind zur Bahn-

seite hin mit einem dauerhaften, das Betreten der Bahngleise wirksam verhin-
dernden Zaun einzufrieden, der zu Lasten der jeweiligen Grundstückseigentümer 
erstellt und dauerhaft erhalten werden muss. 
 

 
 
 
 

Ermächtigungsgrundlagen 

 
 
§§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Neufassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994 S. 666); in der 
zuletzt geänderten Fassung. 
 
§§ 1 – 4c, 8 – 10 und 13 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634); in der zuletzt geänderten 
Fassung. 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786); in 
der zuletzt geänderten Fassung. 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58);
in der zuletzt geänderten Fassung. 
 
§ 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 -
BauO NRW 2018) vom 21.07.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421); in der zuletzt geänderten 
Fassung. 
 
§ 44 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz -
LWG) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NW. 1995 
S. 926); in der zuletzt geänderten Fassung. 
 
Gesetz zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz –
LNatSchG NRW) vom 21.07.2000 (GV. NRW. 2000 S. 568); in der zuletzt geänderten 
Fassung. 

Gebäude

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

Flurgrenze

327

Gemäß § 9 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW 

DN 0°- 15° Dachneigungsspanne


